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OLG Düsseldorf unterstreicht Grundsatz der 
produktneutralen Ausschreibung

Der Vergabesenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf hat mit 

Beschluss vom 2. September 2026 (Verg 38/25) den Grundsatz 

der produktneutralen Ausschreibung im Bereich der Beschaffung 

mobiler Endgeräte konkretisiert und bekräftigt. Eine 

produktspezifische Ausschreibung ist demnach nur unter sehr 

engen Voraussetzungen möglich. Der bloße Verweis auf eine 

bereits bestehende IT-Infrastruktur und durch die Nutzung von 

Geräten anderer Unternehmen eintretende 

Kompatibilitätsprobleme reichen hierfür nicht. Erforderlich ist 

vielmehr, die konkreten Gründe technischer sowie wirtschaftlicher 

Natur, insbesondere einen (finanziellen) Mehraufwand durch einen 

Herstellerwechsel, hinreichend deutlich zu plausibilisieren und zu 

dokumentieren.

Sachverhalt 

Die Auftraggeberin schrieb im offenen Verfahren die Beschaffung 

von 665 iPads, also Tablets von Firma Apple (als Los 1), sowie 

entsprechende Schutzhüllen (als Los 2) für mehrere Schulen ihres 

Stadtgebiets aus. Das allein maßgebliche Zuschlagskriterium 

bildete der Preis. In dem von der Auftraggeberin angefertigten 

Vergabevermerk führte sie hinsichtlich des Beschaffungsbedarfs 

aus, dass in den vergangenen fünf Jahren bereits circa 2.800 

Tablets desselben Unternehmens auf Grundlage diverser 

Fördermaßnahmen beschafft worden seien. Damit seien alle 

Schüler und Lehrkräfte mit diesen Tablets ausgestattet. Mit der 

gegenständlichen Beschaffung sollte diese 1:1 Ausstattung aller 

Schüler weiter gewährleistet und der durch gestiegene 

Schülerzahlen entstandene Mehrbedarf abgedeckt werden.



Darüber hinaus sollten ältere Modelle durch aktuelle ersetzt 

werden. Weiter begründete die Auftraggeberin die 

produktspezifische Ausschreibung damit, dass die Anschaffung 

von Tablets anderer Hersteller zu enormen Mehrkosten und 

Mehraufwand führen würde. Insbesondere sei das von ihr 

genutzte Mobile Device Management (MDM), also die Software, 

mit der die digitalen Geräte zentral verwaltet, konfiguriert und 

abgesichert werden, nicht mit den Tablets anderer Hersteller 

kompatibel.

Im Vergabevermerk heißt es dazu: 

„In dieser Vergabe wird von dieser Produktneutralität abgewichen, 

da wichtige technische und wirtschaftliche Gründe dafürsprechen.

Technisch gesehen werden bislang alle Geräte von einem 

zentralen Mobile Device Management von der Firma C. gepflegt. 

Hier besteht keine Möglichkeit andere Fabrikate zu pflegen. Ein 

weiteres Managementsystem von der Schul-IT zu pflegen, ist 

wirtschaftlich nicht sinnvoll und würde zu enormer Mehrarbeit 

führen. Auch eine hohe Fehlerquote könnte nicht ausgeschlossen 

werden. Wirtschaftlich gesehen spricht gegen eine 

produktneutrale Ausschreibung, dass schon eine Infrastruktur mit 

[Tablets der Firma B.] aufgebaut wurde. Zusätzlich sind alle 

Lehrkräfte 100 % mit [Tablets der Firma B.] ausgestattet, sodass 

im Schulalltag eine Verknüpfung / Synchronisation mit mehreren 

Fabrikaten zu Problemen führen kann."

In der Ergänzung zum Vergabevermerk hat die Auftraggeberin 

zudem den Zeit- und Personalaufwand für die Beschaffung eines 

weiteren MDM-Systems näher zu beziffern versucht 

(Aufschlüsselung nach Arbeitsaufwand für Deinstallation und 



Neuinstallation pro Gerät und einzusetzendem Personal). Im 

Ergebnis ging sie von einem Schaden in Höhe von EUR 60.000 

aus, der ihr entstünde, sollte ein neues MDM-System installiert 

werden müssen.

Weitere von der Auftraggeberin genannte Probleme im Zuge einer 

etwaigen Umstellung waren die anschließende Pflege bzw. der 

Support der Lehrkräfte: 

"Auch die anschließende Pflege bzw. der Support der Lehrkräfte 

ist mit einer Mischinfrastruktur theoretisch möglich, fördert aber 

nicht die Geschwindigkeit der Unterstützung. Nicht zu planen ist 

die Bereitschaft der Lehrkräfte im Einsatz von diversen Geräten 

mit unterschiedlichen Betriebssystemen auch können mögliche 

Probleme im Unterricht nicht ausgeschlossen werden. Die 

Probleme können sich unter anderem dadurch darstellen, dass in 

verschiedenen Apps gearbeitet wird, die zwar das gleiche können 

aber von der Lehrkraft schwerer zu vergleichen sind bzw. nicht 

gleichzeitig besprochen werden kann."

Der Anteil der Neubeschaffung der Geräte mache zudem nur 20 

% der Gesamtmenge des Auftrags aus, die restlichen Geräte 

würden lediglich aus Altersgründen erneuert.

Das Unternehmen Samsung rügte einen Verstoß gegen den 

Grundsatz der produkt- und herstellerneutralen Ausschreibung 

gemäß § 121 GWB i.V.m. § 31 Abs. 6 S. 1 VgV. An einer aus dem 

konkreten Ausschreibungsgegenstand folgenden sachlichen 

Rechtfertigung fehle es. Es liege vielmehr ein Verstoß gegen das 

Wettbewerbs- und Diskriminierungsverbot sowie gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz gemäß § 97 Abs. 1, 2 und 6 GWB 

vor. Die Produkte der Antragstellerin seien sowohl in technischer 



qualitativer Hinsicht vergleichbar; zudem sei sowohl ein 

Systemwechsel als auch ein Mischbetrieb möglich.

Dem nach Zurückweisung der Rüge gestellten 

Nachprüfungsantrag wies die Vergabekammer Westfalen 

(Beschluss vom 13. August 2025 – VK 1-41/25) zurück, da eine 

sachliche Rechtfertigung für die produktspezifische Ausschreibung 

sowie der nachvollziehbaren Dokumentation der Gründe 

vorgelegen habe. Gegen die Entscheidung der Vergabekammer 

hat die Antragstellerin sofortige Beschwerde erhoben.

Entscheidung

Der Vergabesenat hielt die sofortige Beschwerde der 

Antragstellerin für zulässig und begründet. Nach Auffassung des 

Gerichts liegt in der produktspezifischen Ausschreibung ein 

Verstoß gegen das Gebot der produktneutralen Ausschreibung (§ 

31 Abs. 1 S. 1 VgV) und somit gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz gemäß § 97 Abs. 2 GWB.

Herstellerverweise seien nur zulässig, wenn sie durch den 

Auftragsgegenstand gerechtfertigt seien oder dieser andernfalls 

nicht hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben 

werden könne (vgl. § 31 Abs. 6 VgV). Eine Rechtfertigung durch 

den Auftragsgegenstand liege aber nur dann vor, wenn der 

Auftraggeber nachvollziehbare objektive und auftragsbezogene 

Gründe angebe und die Bestimmung folglich willkürfrei getroffen 

werde. Dem Auftraggeber stehe insoweit ein 

Beurteilungsspielraum zu, die diesbezüglichen Erwägungen 

müssten aber nachvollziehbar begründet und dokumentiert 

werden.



Der Vergabesenat führte weiter aus, dass eine sachliche 

Rechtfertigung insbesondere vorliegen könne, wenn sich das 

nachgefragte Produkt in eine bestehende technische Umgebung 

einfügen müsse, wie etwa bei einer bereits vorhandenen Hard- 

oder Softwareumgebung. Eine sachliche Rechtfertigung sei 

zudem regelmäßig in sicherheitsrelevanten Bereichen 

anzunehmen, um etwaige (Kompatibilitäts-)Risiken 

auszuschließen. Bei sonstigen Kompatibilitätsproblemen müssten 

Auftraggeber jedoch darlegen, dass durch den Wechsel des 

Systems oder die produktneutrale Ergänzung ein 

unverhältnismäßiger Mehraufwand entstünde oder die 

Funktionalität auf nicht hinnehmbare Weise beeinträchtigt würde. 

Diese Gründe müssten auch konkret dokumentiert werden. 

Pauschale Verweise auf (vermutete) Inkompatibilitätsprobleme 

oder allgemeine technische Überlegungen genügten hierfür nicht.

Diesen Anforderungen genügten die Ausführungen der 

Auftraggeberin nicht, um eine produktspezifische Ausschreibung 

hinreichend zu plausibilisieren:

Eine sachliche Rechtfertigung ergebe sich schon nicht aus der, im 

Falle einer produktneutralen Ausschreibung notwendigen, 

Ersetzung oder Ergänzung durch ein anderes MDM-System. Die 

Erläuterungen der Auftraggeberin im Rahmen des 

Vergabevermerks und der mündlichen Verhandlung seien 

diesbezüglich vage und zu allgemein gehalten, ohne dass der 

Mehraufwand durch die Angabe eines konkreten Zeitaufwands 

oder konkrete Funktionalitätsbeeinträchtigungen hinreichend 

dargelegt wurde. Es fehlten zudem Angaben zur Häufigkeit von 

notwendigen Systemkonfigurationen und Aktualisierungen sowie 

zum Wartungsaufwand. Die tatsächlich erfolgten Berechnungen 

der Auftraggeberin zum Zeitaufwand seien hingegen unzutreffend 

und beruhten auf einem falschen technischen Verständnis der



Auftraggeberin. Konkrete Angaben zu den anfallenden 

Aufwänden mache sie aber darüber hinaus nicht. Ohne 

entsprechende Feststellungen könne aber auch nicht überprüft 

werden, ob ein etwaiger Mehraufwand für die Auftraggeberin 

unverhältnismäßig wäre. 

Ebenso ergebe sich kein unverhältnismäßiger Mehraufwand aus 

dem Umstand, dass die Auftraggeberin bereits über ein 

funktionierendes MDM-System verfüge und daher kein neues 

beschaffen wolle. Auch der dargelegte Schaden überzeugte den 

Vergabesenat nicht; dieser sei bereits falsch berechnet und 

unplausibel und entsprechend nicht geeignet, einen 

unverhältnismäßigen wirtschaftlichen Mehraufwand darzustellen 

und zu belegen.

Weiter habe die Auftraggeberin nicht nachvollziehbar dargelegt, 

warum die Verwendung von Tablets unterschiedlicher Hersteller 

für sie eine nicht hinnehmbare Beeinträchtigung der 

Systemsicherheit und Funktionalität im laufenden Schulbetrieb 

sei. Auch ihre sonstigen Begründungen zu eventuellen 

Inkompatibilitäten oder technischen Einschränkungen blieben 

pauschal und seien nicht näher belegt. Dasselbe gelte für ihre 

Ausführungen zu Schulungsaufwänden, 

Konvertierungsaufwänden oder sonstigen Beeinträchtigungen 

des Lehrpersonals und der Schülerschaft. Es fehle zudem eine

"Auseinandersetzung und ein Vergleich mit der Frage, welche 

konkreten Alternativen es gäbe, wie und warum sie nicht gleich 

gut funktionieren oder eine Umstellung unverhältnismäßig wäre."

Insgesamt habe die Auftraggeberin daher die Notwendigkeit 

einer produktspezifischen Ausschreibung nicht darlegen können.



Praxistipp 

Die Entscheidung verdeutlicht, dass Auftraggeber nur in engen 

Ausnahmefällen vom Grundsatz der Produktneutralität 

abweichen dürfen und hierfür in besonderem Maße 

Begründungsaufwand erforderlich ist. Angesichts der 

zunehmenden Nutzung von digitalen Geräten betrifft der 

Beschluss zudem einen Beschaffungsgegenstand, der auch in 

der Zukunft allgegenwärtig sein wird. Das OLG Düsseldorf stellt 

hohe Anforderungen an produktspezifische Ausschreibungen, 

unter denen sich eine entsprechende Beschaffungsabsicht – 

auch unter dem Gesichtspunkt der Kompatibilität mit früheren 

Beschaffungen – rechtfertigen lässt. 

Ein "Paradigmenwechsel" ist mit der Entscheidung des 

Vergabesenats allerdings nicht verbunden, da die 

Rechtsgrundsätze, welche der Vergabesenat anwendet, nicht 

neu sind. "Produktscharfe" Ausschreibungen, auch im Bereich 

der Beschaffung mobiler Endgeräte, bleiben bei entsprechender 

Begründung in Ausnahmefällen zulässig. Auftraggebern ist zu 

raten, ihren Beschaffungsbedarf und die dem zugrunde 

liegenden Erwägungen so detailliert und konkret wie nur 

möglich zu begründen und zu dokumentieren. Pauschale 

Erwägungen und Gründe, welche einen unverhältnismäßigen 

Mehraufwand nicht nachweisen können, sind unzureichend.

Sascha Opheys

Rechtsanwalt
Fachanwalt für Vergaberecht 
vCard

Magdalena Schneider
Rechtsanwältin
vCard



Newsticker

EU-Kommission legt Vorschlag für Public Procurement Act 

vor 

Die Europäische Kommission hat am 9. September 2026 ihren 

offiziellen Vorschlag eines Public Procurement Act vorgelegt 

(2026/0265 (COD)). Eine Vorabversion war bereits im Sommer 

bekannt geworden (s. Newsletter August 2026). Geplant ist, die 

geltenden Vergaberichtlinien 2014/23/EU, 2014/24/EU sowie 

2014/25/EU (in Deutschland umge-setzt durch GWB (Teil 4), 

VgV, SektVO, KonzVgV und VOB/A EU) zukünftig durch eine 

einheitliche Verordnung mit unmittelbarer Geltung in jedem 

Mitgliedsstaat abzulösen. Die Kommission verspricht sich davon, 

die Komplexität und Inkohärenz, die durch einzelne Rechtsakte 

und unterschiedliche nationale Umsetzungen entstehen, zu 

reduzieren und eine einheitlichere Rechtsanwendung 

sicherzustellen. 

Inhaltlich sieht der Entwurf in insgesamt 149 Artikeln 

weitreichende Änderungen vor:

• Die derzeit geltenden Verfahrensarten (offenes Verfahren,

nicht offenes Verfahren und Verhandlungsverfahren) sollen

angepasst werden: Auftraggeber können ein offenes oder

ein sog. dynamisches Verfahren durchführen. Das offene

Verfahren sieht dabei eine Angebotsfrist von mindestens 20

Tagen vor. Das dynamische Verfahren lässt bestimmte

Unternehmen vorab zu und fordert diese sodann auf,

Angebote abzugeben oder an Verhandlungen teilzunehmen.

Während der Durchführung des Verfahrens bleibt es für

andere interessierte Unternehmen weiterhin zugänglich. Neu

https://single-market-economy.ec.europa.eu/document/download/59557310-3af0-426d-b6b6-0357b650065f_en?filename=Proposal%20for%20a%20Regulation%20-%20Public%20Procurement%20Act.pdf
https://public-eur.mkt.dynamics.com/api/v1.0/orgs/a73970fe-895d-f111-9bb3-000d3ab41d63/channels/mails/vib/93b2ec63-b671-f111-ab0e-7c1e5278206d_326cb7d1-8d95-f111-8075-7c1e5220cb9c_c2349916-c77b-b3e5-d239-adf9b584530b_139612b4-dc8c-f111-ab0f-000d3addc5bb?utm_source=Dynamics%20365%20Customer%20Insights%20-%20Journeys&utm_medium=email&utm_term=N%2FA&utm_campaign=SN%3A%20Newsletter%20Vergaberecht%20Augus%208f2ee5&utm_content=Newsletter%20Vergaberecht%20August%202026#msdynmkt_trackingcontext=6a08f3fb-c009-4550-8bef-e58286a30300


eingeführt werden soll das sog. Innovationsverfahren: 

Ausgangspunkt des Verfahrens ist ein gesellschaftliches 

Problem, für das im Rahmen der Ausschreibung Lösungen 

angeboten werden sollen, die getestet, validiert und 

bewertet werden. Im Falle einer positiven Entscheidung des 

Auftraggebers über eine Lösung erfolgt eine Beschaffung 

derselben. Das weitere Sonderverfahren, das keinen 

Wettbewerb vorsieht und den Auftraggeber wie im derzeit 

geltenden Verhandlungsverfahren ohne 

Teilnahmewettbewerb allein zur Veröffentlichung des 

Ergebnisses verpflichtet, hat hingegen Ausnahmecharakter, 

da es nur in Fällen von Alleinstellungsmerkmalen, Notfällen 

oder Krisen Anwendung finden soll.

• Darüber hinaus sollen zukünftig zur Erleichterung

administrativer Belastungen miteinander verbundene und

interoperable Beschaffungsplattformen der Mitgliedstaaten

bestehen, um die grenzüberschreitende Teilnahme an

Vergabeverfahren zu erleichtern.

• Eignungskriterien sollen sich noch mehr auf das

beschränken, was in Anbetracht der Komplexität sowie der

Risiken der Ausschreibung notwendig und verhältnismäßig

ist. So darf etwa der nachzuweisende Mindestumsatz eines

Unternehmens nur noch bis zu 50 % des geschätzten

Jahresauftragswerts betragen.

• Im Rahmen der Zuschlagskriterien sieht der Vorschlag

zudem eine Mindestgewichtung als neuen Standard vor: Der

Zuschlag soll auf das Angebot mit dem besten Preis-

Leistungsverhältnis erteilt werden, wobei qualitative

Kriterien in der Bewertung mindestens einen Anteil von



30 % ausmachen müssen, im Falle arbeitsintensiver 

Maßnahmen ("labour-intensive", d.h. die Arbeitskosten 

müssen mindestens die Hälfte des Auftragswertes 

ausmachen) sogar einen Anteil von 50 %. 

• Darüber hinaus sind diverse Vorschläge in Bezug auf

Nachhaltigkeit ("Green public procurement"),

Sozialverantwortung ("Socially responsible public

procurement") und Innovation ("Public procurement of

innovation") vorgesehen. Ein weiteres wichtiges Thema

des Entwurfs ist der Bereich (Cyber-)Sicherheit, Resilienz

kritischer Infrastruktur und der Fokus auf Beschaffungen

innerhalb der Europäischen Union ("European preference").

Die geplante Verordnung sieht damit wichtige Impulse für 

zukünftige Beschaffungen vor, wirft jedoch auch viele Fragen nicht 

nur hinsichtlich der Details der Umsetzung und ihrer Praktikabilität 

auf, sondern auch dazu, ob eine in den Mitgliedsstaaten direkt 

geltende EU-Verordnung im Bereich des Vergaberechts überhaupt 

möglich ist. Es ist vorgesehen, dass die Verordnung zwei Jahre 

nach ihrem Inkrafttreten in den Mitgliedsstaaten verbindlich wird. 

Vorläufig muss der Vorschlag jedoch zunächst das ordentliche 

Gesetzgebungsverfahren durchlaufen. Es bleibt abzuwarten, ob 

und inwieweit die Vorschläge der Kommission dabei umgesetzt 

werden. 



Neuregelungen der VOB/A seit 8. September 2026 in Kraft 

Am 7. September 2026 ist die Verordnung zur Änderung der 

Vergabeverordnung und der Vergabeverordnung Verteidigung und 

Sicherheit im Zuge des Gesetzes zur Beschleunigung der Vergabe 

öffentlicher Aufträge vom 2. September 2026 im 

Bundesgesetzblatt verkündet worden. Diese enthält die für die 

Geltung der Neuregelungen der VOB/A notwendigen Änderungen 

der statischen Verweise in der VgV (§ 2 S. 2 VgV) sowie der 

VSVgV (§ 2 Abs. 2 S. 2 VSVgV), die nun jeweils die 

Bekanntmachungen der neugeregelten Fassung der VOB/A in 

Bezug nehmen. Gegenstand der Reform der VOB/A war die 

Neufassung der Abschnitte 2 sowie 3. Einzelheiten dazu finden 

sich im Newsletter Vergaberecht September 2026. 

Drei neue Verordnungsentwürfe zum 

Bundestariftreuegesetz 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat 

kürzlich drei Verordnungsentwürfe für verfahrenstechnische 

Rechtsverordnungen zum Bundestariftreuegesetz veröffentlicht. 

Die "Verordnung über die Clearingstelle nach dem 

Bundestariftreuegesetz" regelt Einzelheiten zur Einrichtung einer 

Clearingstelle, die vor Erlass einer Branchen-Tariftreueverordnung 

einbezogen werden kann (§ 6 BTTG). Die "Verordnung über die 

Kontrollen nach dem Bundestariftreuegesetz" regelt Einzelheiten 

zur Organisation, Aufgaben, Durchführung von Kontrollen und 

Kontrollrechten der Prüfstelle Bundestariftreue. Diese kontrolliert 

Arbeitgeber bezüglich ihrer Pflichten nach dem 

Bundestariftreuegesetz (§ 8 BTTG). Die "Verordnung zum 

Verfahren der Zertifizierung der Tariftreue" bestimmt schließlich, 

https://abconnect.bb-law.de/sites/GovernmentPublicSector/_layouts/15/WopiFrame2.aspx?sourcedoc=%7B317A0B27-8980-4849-9F17-7FA6F866B1B2%7D&file=Newsletter%20Vergaberecht%20September%202026_ADVANT%20Beiten.pdf&action=default


welche Anforderungen und welches Verfahren zur Ausstellung 

eines Zertifikats erforderlich sind, mit dem Arbeitgeber von 

Nachweispflichten nach dem Bundestariftreuegesetz befreit 

werden (§ 10 BTTG). 

Die Entwürfe befinden sich derzeit in der Abstimmung mit 

Ressorts, Ländern und Verbänden. 

Neue Wertgrenzen in Berlin 

Am 18. September 2026 hat die Senatsverwaltung für Finanzen 

des Landes Berlin neue Ausführungsvorschriften zu § 55 LHO 

veröffentlicht: Danach können im Bereich Liefer- und 

Dienstleistungsaufträge ab sofort Direktaufträge bis zu einem 

Auftragswert von EUR 75.000 (netto) vergeben werden. Aufträge 

im Bereich Digitalisierung und Innovation der Verwaltung (Art. 2 

Abs. 1 Nr. 22 der Richtlinie 2014/24/EU) können bis zu einem 

Auftragswert von EUR 180.000 (netto) direkt beauftragt werden. 

Im Baubereich gilt als neue Wertgrenze für Direktaufträge ein 

Auftragswert von EUR 500.000 (netto). 



Ihre Ansprechpartner
Für Rückfragen sprechen Sie den ADVANT Beiten Anwalt Ihres Vertrauens
an oder wenden Sie sich direkt an das ADVANT Beiten Vergaberechts-
Team:

Berlin 
Lützowplatz 10 | 10785 Berlin 
Tel.: +49 30 26471-219

Stephan Rechten
Rechtsanwalt
vCard

Max Stanko
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

Düsseldorf 
Cecilienallee 7 | 40474 Düsseldorf 
Tel.: +49 211 518989-0

Sascha Opheys
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

Frankfurt am Main 
Mainzer Landstraße 36 | 60325 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 756095-195

Christopher Theis
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/stephan-rechten.vcf
https://advant-beiten.com/de/experten/stephan-rechten
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/max-stanko.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/max-stanko
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/sascha-opheys.vcf
https://advant-beiten.com/de/experten/sascha-opheys
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/christopher-theis.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/christopher-theis


München 
Ganghoferstraße 33 | 80339 München 
Tel.: +49 89 35065-1452

Michael Brückner
Rechtsanwalt
vCard

Hans Georg
Neumeier
Rechtsanwalt,
Fachanwalt
für Verwaltungsrecht
vCard

Katrin Lüdtke 
Rechtsanwältin,
Fachanwältin für
Verwaltungsrecht
vCard

Hinweis: Wenn Sie künftig keine Informationen erhalten möchten, können Sie sich 

jederzeit abmelden.

Impressum
Beiten Burkhardt Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

AG München, HR B 155350/USt.-Idnr: DE-811218811 
Tel.: +49 89 35065-0, Fax: +49 89 35065-123 | E-Mail: mailto:munich@advant-beiten.com 
Hier finden Sie unser vollständiges Impressum: www.advant-beiten.com/impressum und unsere 
Datenschutzerklärung: www.advant-beiten.com/datenschutz

https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/michael-bruckner.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/michael-brueckner
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/hans-georg-neumeier.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/hans-georg-neumeier
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/katrin-ludtke.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/katrin-luedtke

	Newsletter Vergaberecht Oktober 2026_ADVANT Beiten.pdf
	Newsletter Vergaberecht September 2026_ADVANT Beiten.pdf
	Newsletter Vergaberecht September 2026_ADVANT Beiten.pdf
	Newsletter_Vergaberecht_Ansprechpartner




